
Besserer Schutz von Menschen in der Prostitution und Förderung von 
Ausstiegsmöglichkeiten 
 
 
Die AsF Bundeskonferenz fordert die SPD Fraktionen im Bund, Ländern und 
Kommunen auf sich dafür einzusetzen, die Maßnahmen zum Schutz von Personen 
in der Prostitution und die Förderung von Ausstiegsmöglichkeiten zu erweitern. 
 
Wir fordern Geschlechtergerechtigkeit in Deutschland und solidarische Lösungen, um 
Armut und sozialer Ungleichheit zu begegnen. Prostitution darf keine Lösung zur 
Bekämpfung der Armut sein. Daher müssen in Deutschland Konzepte zum Ausstieg 
aus der Prostitution umgesetzt werden und Armutsprostitution bekämpft werden. 
 
Darüber hinaus müssen Betreiber*innen von Bordellen, sowie die Kommunen noch 
stärker in die Verantwortung genommen werden und jede Form der Arbeitsausbeutung 
stärker geahndet werden.  

 


